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Lebensbeziehungen zu begründen. Nach dem Er­
gebnis der Einkommensprüfung nach den §§ 14 
und 15 muss die maßgebende Einkommensgrenze 
eingehalten werden. Wird der Antrag aus Grün­
den , die die wo hnungssuchende Person nicht zu 
vertreten hat, erst nach dem Bezug der Wohnung 
gestellt, so sind abweichend von § 14 Absatz 1 
Satz 2 die Verhältnisse im Zeitpunkt des Bezuges 
der Wohnung zu Grunde zu legen . Der Wohnbe­
rechtigungsschein ist zu versagen, wenn die Er­
teilung offensichtl ich nicht gerechtfertigt wäre." 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Ab­
sätze 3 und 4. 

11. In§ 19 Absatz 2 in dem Satzteil vor Nummer 1 wer­
den nach dem Wort „auf" die Wörter „schriftlichen 
oder elektronischen" eingefügt. 

12. § 21 wird wie folgt geändert : 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „mit" 
die Wörter „schriftlicher oder elektronischer" 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „ohne" 
d ie Wörter „schriftl iche oder elektronische" ein­
gefügt. 

c) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort 
,,schriftlich" die Wörter „oder elektronisch" ein­
gefügt. 

13 . In § 24 Absatz 1 werden nach dem Wort „schriftlich" 
die Wörter „oder elektronisch" eingefügt. 

14. § 25 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „seine" die Wör­
ter „schriftlichen oder elektronischen" eingefügt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

,,Werden die Unterlagen elektronisch aufbewahrt, 
sind durch geeignete technisch-organisatorische 
Maßnahmen die dauerhafte Lesbarkeit und für 
Belege und andere Zahlungsnachweise die Ein­
haltung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buch­
führung sicherzustellen." 

15. In § 26 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
,, durch" die Wörter „schriftlichen oder elektroni­
schen" eingefügt. 

16 . § 27 Absatz 2 wird wie fo lgt geändert: 

a) Die Angabe „3 000" wird durch die Angabe 
,,4 000" ersetzt. 

b) Die Angabe „150 00 " wird durch die Angabe 
,,25 000" ersetzt. 

c) Die Angabe „50000 " wird durch die Angabe 
,,70 000" ersetzt. 

17. § 29 Nummer 7 Satz 1 wird aufgehoben. 

18. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „auf" 
die Wörter „schriftli chen oder elektronischen" 
eingefügt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„Zinssatz auf" die Wörter „schriftlichen oder 
elektronischen" eingefügt. 

19. In § 34 Satz 2 werden nach den Wörtern „ist auf" die 
Wörter „schriftlichen oder elektronischen" einge­
fügt. 

20. § 36 wird wie folgt geändert : 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort „einen" 
die Wörter „schriftlichen oder elektronischen" 
eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 werden 
jeweils nach dem Wort „auf" die Wörter „schrift­
lichen oder elektronischen" eingefügt. 

21. In§ 37 Satz 1 und§ 39 Satz 1 werden jeweils nach 
dem Wort „auf" die Wörter „schriftlichen oder elekt­
ronischen" eingefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im 
Kraft. 

Düsseldorf, den 17. Dezember 2021 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik Wü s t 

Für den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne G e b a u e r 

Der Minister der Finanzen 

Lutz Li e n e n k ä m p er 

Der Minister des Innern 

Zugleich für die Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
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Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister der Justiz 

Zugleich für die Ministerin für Heimat, 
Kommunales , Bau und Gleichstellung 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2021 S. 1474 

Gesetz 
zur Einführung des juristischen 
Vorbereitungsdienstes in Teilzeit 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

315 

Gesetz 
zur Einführung des juristischen 
Vorbereitungsdienstes in Teilzeit 

Vom 17. Dezember 2021 

Artikel! 
Änderung des Juristenausbildungsgesetzes Nordrhein-

Westfalen 

Das Juristenausbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
vom 11. März 2003 (GV. NRW. S . 135 , ber. S. 431) , das zu­
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 
(GV. NRW. S. 1990) geändert worden ist , wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 32 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,, § 32a 

Vorbereitungsdienst in Teilzeit". 

b) Nach der Angabe zu § 35 werden folgende Anga­
ben eingefügt: 
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,, § 35a 

D auer des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit 

§ 35b 

Einteilung der Verlängerung des 
Vorbereitungsdienstes in Teilzeit ". 

c) Nach der Angabe zu § 43 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 43a 

Arbeitsgemeinschaften bei einer 
Teilzeitbeschäft igung". 

2. Nach § 32 wird folgender§ 32a eingefügt: 

,,§ 32a 

Vorbereitungsdienst in Teilzeit 

(1) Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren ist 
a uf Antrag das Ableisten des Vorbereitungsdienstes in 
Teilzeit (Teilzeitbesch äft igung) zu bewilligen 

1. zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege mindes­
tens eines Kindes unter 18 Jahren oder einer oder 
eines laut ärztlichen Gutachtens pflegebedürftigen 
Ehega ttin oder Ehegatten, Lebenspartnerin oder 
Lebenspartners oder in gerader Linie Verwandten , 

2. im Falle einer Schwerbehinderung oder einer 
Gleichstellung im Sinne des § 2 Absatz 2 und 3 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezem­
ber 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Arti­
kel 7c des Gesetzes vom 27. September 2021 
(BGBl. I S. 4530) geändert worden ist, oder 

3. in Fällen besonderer persönlicher Gründe, die in 
Art und Umfang den in den Nummern 1 und 2 ge­
na nnten Gründen vergleichbar sind und eine be­
sondere Härte darstellen. 

(2) Für die Ableistung des Vorbereitungsdienstes in 
Teilzeit wird der regelmäßige Dienst um ein Fünftel 
reduziert. 

(3) Der Antrag auf Teilzeitbeschäftigung ist schrift­
lich oder elektronisch spätestens zwei Monate vor 
dem Beginn der Teilzeitbeschäftigung zu stellen , der 
Antrag auf Verlängerung der Teilzeitbeschäftigung 
spätestens einen Monat vor Ablauf der bewilligten 
Teilzeitbeschäftigung. Die Teilzeitbeschäftigung kann 
nur zum Ersten eines Monats beginnen." 

3. Nach§ 35 werden folgende§§ 35a und 35b eingefügt: 

,, § 35a 

D auer des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit 

Die Dauer des Vorbereitungsdienstes verlängert sich 
um ein Viertel des Zeitraums, für den Teilzeitbeschäf­
tigung in Anspruch genommen wird, höchstens auf 
zweieinhalb Jahre. Der Verlängerungszeitraum ist auf 
volle Mona te aufzurunden und gilt als Teilzeitbe­
schäftigung. 

§ 35b 

Einteilung der Verlängerung des 
Vorbereitungsdienstes in Teilzeit 

(1) Die Verlängerung des Vorbereitungsdienstes ist 
nach Wahl der Rechtsreferendar in oder des Rechtsre­
ferendars bei einer der in § 35 Absatz 2 Satz 1 Num­
mer 1 bis 4 genannten Stationen vor Anfertigung der 
Aufsichtsarbeiten zu verwenden, wä hrend der der 
Vorbereitungsdienst in Teilzeitbeschäftigung abgeleis­
tet wurde. 

(2) Die Teilzeitbeschäftigung ist auf Antrag in der 
Weise zu bewilligen, dass während 80 Prozent des Be­
willigu ngszei t ra ums die Dienstzeit die regelmäßige 
beträgt, während für die verbleibenden 20 Prozent des 
Bewilligungszeitra ums die Rechtsreferendarin oder 
der Rechtsreferendar vollständig vom Dienst freige ­
stellt wird. Eine Zuweisung erfolgt für den Zeitraum 
der Freistellung nicht." 

4. Nach § 43 w ird fo lgender§ 43a eingefügt: 

,, § 43a 

Arbeitsgemeinschaften bei einer Teilzeitbeschäftigung 

(1) Im Falle einer Teilzeitbeschäftigung richtet sich 
die Verpflichtung zur Teilnahme an einer Arbeitsge­
meinschaft nach der Regelung des § 43. Eine anteilige 
Reduktion der Teilnahme erfolgt nicht. 

(2) Die ungekürzte Teilnahme an Arbeitsgemeinschaf­
ten wird dadurch a usgeglichen, dass während der Zu­
weisung zu einer Station nach § 35b Absatz 1 oder der 
ununterbrochenen Freistellung nach § 35b Absatz 2 
keine Zuweisung zu einer Arbeitsgemeinschaft er­
folgt. " 

5. Dem § 53 Absatz 1 wird fo lgender Satz a ngefügt: 

,, Im Falle des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit ver­
schiebt sich der Ze itpunkt der Aufsichtsarbeiten um 
die Dauer der Verlängerung des Vorbereitungsdiens­
tes." 

30321 

Artikel 2 
Änderung der Verordnung über die Gewährung 

einer monatli chen U nterhaltsbeihilfe an Rechts-
referendarinnen und Rechtsreferendare 

Die Verordnung über die Gewä hru ng einer mona tlichen 
Unterhaltsbeihilfe an Rechtsreferenda r innen und 
Rechtsreferendare vom 31. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S. 716), die zuletzt durch Artikel 7 und 8 des Gesetzes 
vom 12 . Juli 2019 (GV. NRW. S. 378) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert : 

a) Nach Absatz 2 wird fo lgender Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Während des Zeitraums des Ableistens des 
Vorbereitungsdienstes in Teilzeit w ird die na ch 
Absatz 1 Satz 1 bis 4 gewährte Unterhaltsbeihilfe 
um ein Fünftel gekürzt." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. In § 3 Absatz 3 wird das Wort „ist" durch die Wörter 
,, sind§ 1 Absatz 3 und" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkraftt reten 

Dieses Gesetz t ritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

Düsseldorf, den 17. Dezember 2021 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik Wü st 

Der Minister der Finanzen 

Lutz Li e n e n k ä m p er 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2021 S . 1475 
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Zweites Gesetz 
zur Änderung des Nachbarrechtsgesetzes 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Nachbarrechtsgesetzes 

Vom 17. Dezember 2021 

Artikel 1 

§ 2 Buchstabe b des Nachbarrechtsgesetzes vom 15. Ap­
ril 1969 (GV. NRW. S. 190), das zuletzt durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 15. November 20 16 (GV. NRW. S. 934) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„b) für gemäß § 6 Absatz 8 der Landesbauordnung 2018 
vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421) in der jeweils 
geltenden Fassung zulässige bauliche Anlagen sowie 
für überdachte Sitzplätze, oberirdische Nebenanla­
gen für die örtl iche Versorgung und für den Wirt­
schaftsteil einer Kleinsiedlung,". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 17. Dezember 2021 

40 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister der Justiz 

Zugleich für die Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2021 S. 1477 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über Rentengüter 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über Rentengüter 

Vom 17. Dezember 2021 

Artikel 1 

In § 6 des Gesetzes über Rentengüter vom 27. Juni 1890 
(PrGS. S. 209 , PrGS. NRW. S. 104), das zuletzt durch Ge­
setz vom 18. Dezember 2012 (GV. NRW. S. 673) geändert 
worden ist, werden die Wörter „mit Abla uf des 31. De­
zember 2022" durch die Wörter „am 31. Dezember 2032" 
ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 17. Dezember 2021 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

- GV. NRW. 202 1 S . 1477 

Gesetz 
über die Feststellung des Haushaltsplans 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2022 

(Haushaltsgesetz 2022) 
Der Landtag hat das folgend e Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes 

Nordrhein-Westfalen fü r das Haushaltsjahr 2022 
(Haushaltsgesetz 2022) 

Vom 17. Dezember 2021 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 Feststellung des Haushaltsplans 

§ 1 Feststellung des Haushaltsplans 

Abschnitt 2 Besondere Regelungen zu den Einnahmen 

§ 2 Kreditmittel 

§ 3 Kreditmittel zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft 

§ 4 Kassenverstärkungskredite 

§ 5 (frei) 

Abschnitt 3 Besondere Regelungen zu den Ausgaben und 
Verpfüchtungsermächtigungen 

§ 6 Planstellen und Stellen 

§ 6a Umsetzung des Grundsa tzes der Rehabilita tion 
vor Versorgu ng 

§ 7 Verstärkung von Personalausga ben 

§ 8 Zusätzliche Ausgaben des Landes und der Kom­
munen im Zusammenhang mit der Aufnahme und 
Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewer­
bern 

§ Sa Umsetzung des Onlinez uga ngsgesetzes mit Mit­
teln des Konjunkturpakets des Bundes 

§ 9 Weitergeltung von Verpflichtungsermächtigungen 
bei Miet- und Bauausgabenbudgetierung 

§ 10 Gegenseitige Deckungsfähigkeit von Verpflich­
tungsermächtigungen im Rahmen der Mietausga­
benbudgetierung 

§ 11 Umsetzung von Ausgaben und Verpflichtungser­
mächtigungen 

§ 12 Ausgleichsa bgabe 

Abschnitt 4 Besondere Festsetzungen und Bewirtschaf­
tungsregelungen für den Haushaltsplan 

§ 13 Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächti­
gungen 

§ 14 Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen 

§ 15 Veräußerung und Überlassung der Nutzung von 
Vermögensgegenständen 

§ 16 (frei) 

§ 17 (frei) 
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